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Deponie ein Auslaufmodell ? 
Eine Deponie der DK I von der Planung bis zur Inbetrieb-

nahme - Deponie Drölitz (LK Rostock) ein Fallbeispiel  

1 Einleitung und Vorbemerkungen 
 

Die Abfallhierarchie und damit die Grundsätze der Abfallvermeidung und Abfallbewirtschaf-
tung sind im § 6 des Gesetzes zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der um-
weltverträglichen Bewirtschaftung von Abfällen (Kreislaufwirtschaftsgesetz – KrWG) vom 
24.02.2012  [1] festgelegt. Die Beseitigung steht dabei in der Rangfolge folgerichtig an letzter 
Stelle. 

Neben der Vermeidung hat das Abfallrecycling und die Verwertung, insbesondere die ener-
getische und stoffliche Verwertung in Deutschland ein hohes Niveau erreicht. Dennoch und 
gerade in Folge der weitergehenden Behandlung von Abfällen entstehen Reststoffe, deren 
Recycling bzw. sonstige Verwertung aufgrund ihres Energiegehaltes, der stofflichen Eigen-
schaften oder des Schadstoffgehaltes nicht mehr möglich bzw. wirtschaftlich nicht vertretbar 
ist. Daher ist die Beseitigung von Abfällen weiterhin fester Bestandteil der Abfallbewirtschaf-
tung und erfordert angepasste Möglichkeiten zur Beseitigung. 

Die Beseitigung der Abfälle erfolgt in der Regel über eine geordnete Deponierung entspre-
chend den Vorgaben der Verordnung über Deponien und Langzeitlager (DepV)  [2] und damit 
differenziert nach insgesamt 5 Deponieklassen. 

Da auch die Errichtung und der Betrieb von Deponien unter der Prämisse stehen, die Aus-
wirkungen auf Menschen und Umwelt zu minimieren, kommt der ressourcenschonenden 
Schaffung von notwendigem Deponievolumen eine besondere Bedeutung zu. 

 

2 Deponiebedarf und Abfallwirtschaftsplanung in Mecklenburg-
Vorpommern 

 

Die Abfallwirtschaftsplanung in Mecklenburg-Vorpommern wird vom zuständigen Ministerium 
für Wirtschaft, Bau und Tourismus als oberste Abfallbehörde des Landes veranlasst. Das 
Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie (LUNG) des Landes Mecklenburg-
Vorpommern ist als obere Abfallbehörde in diese Abfallwirtschaftsplanung einbezogen und 
übernimmt die fachspezifischen Bearbeitungen / Veröffentlichungen.  

Der abfallwirtschaftliche Rahmenplan des Landes Mecklenburg-Vorpommern von 1992 wur-
de über den Entsorgungsplan aus dem Jahre 1996 sowie den Abfallwirtschaftsplan in neues-
ter Fassung am 15.04.2008  [6] fortgeschrieben. Den Abfallwirtschaftsplan ergänzen in Meck-
lenburg-Vorpommern u.a. die jährlichen Publikationen „Daten zur Abfallwirtschaft“  [7] er-
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gänzt, die ebenfalls vom Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern herausgegeben werden. 

Im Abfallwirtschaftsplan von 2008  [6] sind in Auswertung der Abfallbilanzen u. a. 4.234 Mg 
Bau- und Abbruchabfälle zur Beseitigung aufgelistet. Zu berücksichtigen ist dabei, dass die 
Auswertung dieser Abfälle aus dem Jahr 2006 stammt.  

Ein Blick auf die derzeitigen Verhältnisse aus den Daten zur Abfallwirtschaft  [7] belegt, dass 
durch die Schaffung und Inbetriebnahme von Behandlungskapazitäten, insbesondere der 
thermischen Abfallbehandlungsanlagen (s. Abb. 1) eine Anpassung an das Abfallaufkommen 
im Land Mecklenburg-Vorpommern stattgefunden hat, aus der zu beseitigende Reststoffe 
resultieren. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Somit ist es folgerichtig, dass im Abfallwirtschaftsplan aus dem Jahre 2008  [6] zunächst nur 
DK II-Deponien und Behandlungskapazitäten erfasst wurden, da sich DK 0 bzw. DK I -
Ablagerungskapazitäten erst in der Folge entwickelt haben. 

Der für einen Plangenehmigungs- und/oder Planfeststellungsantrag notwendige Nachweis 
der Notwendigkeit der Maßnahme gemäß § 19 DepV ergibt sich daher aus der Darstellung 
des zur Entsorgung anstehenden Abfallaufkommens in Verbindung mit dem Nachweis über 
die nicht mögliche bzw. wirtschaftlich nicht vertretbare Verwertung der anfallenden Abfälle. 

 

Abb. 1: Siedlungsabfallentsorgungsanlagen in Mecklenburg-Vorpommern  

(Quelle: www.lung.mv-regierung.de) 
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3 Verschärfung des Bodenrechts und Auswirkungen auf den Ta-
gebau Drölitz bzw. deren Wiederverfüllung und Rekultivierung 

 

Der ehemalige Tagebau Drölitz der Mecklenburger Aufbereitungs- und Deponie GmbH 
M. A. D. wurde auf Grundlage diverser bergrechtlicher Genehmigungen betrieben. Nachdem 
die Ausbauwürdigkeit von Kiesen und Sanden im Jahr 2007 erschöpft war, der Eigentümer 
die im Tagebau anstehenden Geschiebeböden mit hinreichend geringen Durchlässigkeiten 
bereits für qualifizierte Deponieoberflächenabdichtungen ein. Bestandteil des bergrechtlichen 
Sonderbetriebsplanes war die Wiederverfüllung des Tagebaus mit Fremdböden, die zu-
nächst bis zum LAGA-Zuordnungswert Z1.2  [4] erlaubt war. 

Die Verschärfung des Bergrechtes, insbesondere aufgrund des s. g. "Tongrubenurteils" vom 
14.04.2005, führte dazu, dass das zuständige Bergamt eine Herabsetzung des Zuordnungs-
wertes für die Fremdbodenverfüllung bis Z1.1 durchsetzte. 

In dieser Konsequenz entschied sich der Eigentümer des Tagebaus dafür, eine Machbar-
keitsstudie zur Errichtung und Betrieb einer Deponie der Deponieklasse 0 (DK 0) gemäß 
Deponieverordnung (DepV) in Auftrag zu geben. Die Machbarkeitsstudie sah insbesondere 
die generelle Prüfung der Genehmigungsfähigkeit der Errichtung und des Betriebes einer 
Deponie am Standort Drölitz bei den zuständigen Genehmigungsbehörden sowie die Wirt-
schaftlichkeitsbetrachtung vor. In diesem Rahmen wurden auch Recherchen bei der oberen 
Abfallbehörde und Abfallentsorgern angestellt, um die Möglichkeiten der hinreichenden Be-
gründung zur Notwendigkeit der Maßnahme und damit zum Bedarf an Ablagerungskapazität 
für DK 0-Abfälle im Land Mecklenburg-Vorpommern zu determinieren.  

Zu den äußeren günstigen Randbedingungen am Standort zählt insbesondere die Verfüg-
barkeit von bindigen Böden zur Errichtung einer geologischen Barriere. Bereits die Verord-
nung über Deponien und Langzeitlager (Deponieverordnung) vom 24. Juli 2002 hatte im An-
hang 1 die gesetzlichen Voraussetzungen dafür geschaffen, eine geologische Barriere auf 
einem Standort zu vervollständigen oder zu verbessern, soweit diese aufgrund ihrer natürli-
chen Beschaffenheit nicht den Anforderungen an die Wasserdurchlässigkeit und Dicke er-
füllt. Eine durchgängige geologische Barriere konnte am Standort Drölitz aus den vorhande-
nen Erkundungen, der bergbaulichen Aufschlüsse und den Nacherkundungen innerhalb der 
Machbarkeitsstudie nicht nachgewiesen werden. Zur Entscheidung für die Errichtung einer 
Deponie der DK 0 trugen die bereits vorhandenen infrastrukturellen Einrichtungen, wie die 
verkehrliche Erschließung sowie ein vorhandener Eingangsbereich aus dem Tagebaubetrieb 
bei, der mit verhältnismäßig geringen Aufwendungen an die Anforderungen der DepV anzu-
passen war. Zudem musste eine Verschlechterung der Immissionssituation durch die Ver-
kehrsbelastung der Deponieerrichtung und durch den Deponiebetrieb für die maßgeblichen 
Immissionsorte nicht erwartet werden, da das prognostizierte Transportaufkommen für den 
Betrieb der Deponie unter der des Betriebes für den Kiestagebau lag. 
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Abb. 2: Tagebau Drölitz nach Beendigung des Sand- und Kiesaufbaus 
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4 Vom Tagebaurestloch Drölitz bis zur Deponie DK 0 – Drölitz - 
Phase 1 

 

Nachdem der Vorhabensträger sich im Ergebnis der Machbarkeitsstudie aufgrund der ge-
nehmigungsrechtlichen und wirtschaftlichen sowie technischen Randbedingungen für ein 
Plangenehmigungsverfahren gemäß § 31 Absatz 3 Nr. 1 KrWG-/AbfG einschließlich allge-
meiner Vorprüfung des Einzelfalls gemäß § 3c Abs. 1 des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVPG) entschieden hatte, war neben der eigentlichen Entwurfsbearbeitung 
für die Schaffung des Planungsrechts die Frage zu beantworten, wie ein Tagebau vom berg-
rechtlichen Status in das Abfallrecht zu überführen ist. Diese Überführung erfolgte in 2 
Schritten. 

Zunächst war beim zuständigen Bergamt die Entlassung des Tagebaus aus dem Bergrecht 
zu beantragen und die damit verbundenen Voraussetzungen zu schaffen. Wesentliche Vo-
raussetzung dafür bildeten die Herstellung standsicherer Böschungen im Tagebau sowie die 
Umsetzung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen, die aus dem bergrechtlichen Verfahren 
resultierten. Mit Schreiben vom 06.10.2008 wurde der Tagebau Drölitz aus dem Bergrecht 
entlassen. 

Parallel zur v.g. Entlassung aus dem Bergrecht war mit der zuständigen Raumordnungsbe-
hörde die Notwendigkeit eines Raumordnungsverfahrens zu klären. Der Verzicht auf ein 
Raumordnungsverfahren bestätigte die obere Raumordnungsbehörde mit Schreiben vom 
26.06.2008. Als wesentliche Begründung dafür ist heranzuziehen, dass auf dem Standort 
keine Rohstoffe durch die Errichtung einer Deponie dauerhaft verloren gehen, da die Ab-
bauwürdigkeit der Sand- und Kiesvorkommen bereits erschöpft war. Außerdem widerspricht 
das Vorhaben, eine Deponie mit anschließender Rekultivierung zu errichten und zu betrei-
ben, nicht dem ursprünglichen Tagebaurekultivierungsgedanken, der ebenfalls von einer 
Wiederauffüllung und Rekultivierung mit Fremdböden ausgegangen war. Die gemeindliche 
Bauleitplanung war ebenfalls durch das Vorhaben nicht betroffen. In Hinblick auf die vorhan-
dene Notwendigkeit zur Schaffung von Deponiekapazitäten bildet so der Tagebaustandort 
Drölitz den Vorteil, dass ein zusätzlicher Flächenverbrauch einer artfremden Nutzung (z.B. 
Landwirtschaft, Forstwirtschaft) nicht hervorgerufen wird.  

Die technische Planung der Deponie wurde durch die notwendigen Fachgutachten begleitet. 
Als eine der wichtigsten Aussagen und Voraussetzung für die technische Planung war ein 
Gutachten zum geologischen Geschütztheitsgrad sowie zur hydrogeologischen Situation 
anzufertigen, dass den höchsten zu erwartenden freien Grundwasserspiegel und damit die 
Festlegung der Mindestkote für die Unterkante der geologischen Barriere bildete. Zudem 
waren durch Immissionsprognosen in Bezug auf Staub, Geruch und Schall sowie die Natur-
raumbeschreibung und -bewertung, die Auswirkungen des Bauvorhabens auf die Schutzgü-
ter darzustellen, um nachzuweisen, dass keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf 
ein Schutzgut gemäß § 2 Absatz 2 des UVPG hervorgerufen werden. Aus den Erfahrungen 
des vorhandenen bindigen Bodenmaterials und seiner Verwendung in Oberflächenabdich-
tungssystemen wurde als wesentliche freiwillig auferlegte Verbesserung der Eigenschaften 
der geologischen Barriere die Abminderung der Durchlässigkeit von dem gemäß DepV not-
wendigen k-Wert ≤ 1 x 10-7 m/s auf den Planwert von k ≤ 1 x 10-8 m/s bei jeweils einer Min-
destdicke von 1,00 m vorgesehen. Bereits der Genehmigungsantrag enthielt die Maßgaben 
der Qualitätssicherung durch den notwendigen Qualitätssicherungsplan. 
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Der Plangenehmigungsantrag wurde am 03.04.2008 beim zuständigen Staatlichen Amt für 
Umwelt und Natur (STAUN Rostock) eingereicht. Die Plangenehmigung für die Deponie 
Drölitz zur Errichtung und zum Betrieb einer DK 0 - Deponie wurde am 29.10.2008 erteilt. 
Die genehmigungsrechtliche Grundlage dafür bildete neben dem Kreislaufwirtschafts- und 
Abfallgesetz (KrW-/AbfG) damit noch die DepV vom 24.07.2002.  

Auf Grundlage dieser Plangenehmigung erfolgte die Errichtung eines ersten Bauabschnittes 
im Jahre 2009 mit abfallrechtlicher Abnahme und Inbetriebnahme am 19.05.2009. Als positiv 
sowohl im Antragsverfahren als auch in der Phase der Ausführungsplanung / Bauausführung 
hat sich die Einbindung eines Behördensachverständigen erwiesen. Die fachliche Begleitung 
durch den Gutachter ermöglichte es der Behörde in einem relativ kurzen Zeitfenster von Be-
antragung am 03.04.2008 bis zur Plangenehmigung am 29.10.2008 das Verfahren durchzu-
führen. 

Als technische Besonderheit bei der Errichtung der Deponie ist die notwendige Förderung 
des Sickerwassers zur Zwischenspeicherung bzw. -behandlung zu erwähnen. Dies erfolgt 
über ein redundant ausgelegtes Sickerwasserpumpwerk, das zudem über eine Notstromver-
sorgung verfügt, um sicherzustellen, dass ein Rückstau von Sickerwasser im Deponiekörper 
nicht stattfindet. In der Konsequenz bedeutet diese technische Lösung, dass das Sickerwas-
ser auch in der Nachsorgephase gefördert werden muss. 

Eine weitere Besonderheit stellt die beantragte und genehmigte Aufbereitung von Abfällen, 
insbesondere von Schlacken, am Standort dar. Da die Aufbereitung von Abfällen im Ablage-
rungsbereich nicht statthaft ist, erfolgte hierzu eine genehmigungsrechtliche Abtrennung der 
Aufbereitungsanlage vom Ablagerungsbereich und die Durchführung eines Genehmigungs-
antragsverfahrens nach Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG). 

Die Erfahrungen im Betrieb der Aufbereitungsanlage zeigen, dass neben der Separierung 
einzelner Kornfraktionen auch nicht zu vernachlässigende Mengen an Eisen- und Nichtei-
senmetallen gewonnen werden können und durch die Reifung der Schlacken die Zuord-
nungskriterien zur Ablagerung auf einer Deponie der DK 0 ebenfalls eingehalten werden. 

Die Aufbereitungsanlage wurde mit einem Durchsatz von 205 Mg/d und einer maximalen 
Outputlagerkapazität von 12.000 Mg konzipiert und genehmigt. Mit der fortschreitenden Ab-
fallablagerung und der abschnittsweisen Erweiterung der Ablagerungsfläche in den Bereich 
der bestehenden Aufbereitungsanlage erfolgt schlussendlich deren Stilllegung und Rückbau 
sowie die Wiedereingliederung in das Abfallrecht. Die Inanspruchnahme von zusätzlichen 
Flächen könnte somit vermieden werden. 
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Abb. 3: Sickerwasserpumpwerk 1, Höhe ca. 10 m 
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Abb. 5: Errichtung der geologischen Barriere im BA 1 

Abb. 4: Inbetriebnahme des 1. Bauabschnittes DK 0 
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5 Deponie Drölitz, Deponieklasse I von der Planfeststellung zur 
Inbetriebnahme – Phase 2 

 

Die Erfahrung bei der Errichtung geologischen Barriere der DK 0 auf dem Standort Drölitz 
zeigte, dass mit dem anstehenden bindigen Bodenmaterial, nachgewiesen durch das Quali-
tätsmanagement, durchgängig Durchlässigkeiten innerhalb der geologischen Barriere von 
k ≤ 1,0 x 10-9 m/s erreicht wurden. Damit waren technisch in Bezug auf das Vorhandensein 
von standorteigenem bindigen Bodenmaterial die Voraussetzungen gegeben, die Errichtung 
einer Deponie der Deponieklasse I (DK I) gemäß DepV mit den hierfür geltenden höheren 
Anforderungen an die Wasserundurchlässigkeit einer technisch errichteten geologischen 
Barriere, in Erwägung zu ziehen. 

Parallel zur Inbetriebnahme der DK 0-Deponie wurden in Mecklenburg-Vorpommern zwei 
Ersatzbrennstoff-Heizkraftwerke in Betrieb genommen. In Rostock entstand das EBS-
Heizkraftwerk der Vattenfall Europe New Energy Eco Power GmbH mit einem mittleren 
Brennstoffdurchsatz von 170.000 Mg/a. In Stavenhagen nahm die Nehlsen Heizkraftwerke 
GmbH & Co. KG ein EBS-Heizkraftwerk mit einem Durchsatz von ca. 95.000 Mg/a im Juni 
2007 in Betrieb. Der aus den beiden Anlagen resultierende Anfall von Aschen und Schlacken 
liegt in einer Größenordnung von ca. 39.000 Mg/a. Im Weiteren konnte der Bedarf für die 
Ablagerung von verschiedenen Bau- und Abbruchabfallarten in einer Größenordnung von  
ca. 70.000 Mg/a nachgewiesen werden. 

Die einerseits technisch vorliegenden Voraussetzungen und die Notwendigkeit zur Beseiti-
gung nicht mehr verwertungsfähiger Abfälle, die den Zuordnungskriterien der DK I gemäß 
DepV entsprechen, veranlassten die M. A. D. mbH, als Betreiber der Deponie Drölitz, die 
Planung einer Deponie der DK I auf dem Standort Drölitz im September 2009 an die BN 
Umwelt GmbH zu beauftragen. In die technische Planung der DK I - Deponie wurde bereits 
konzeptionell eine spätere Überbauung des in Betrieb befindlichen DK 0 - Deponieabschnit-
tes mit einem DK I - Abschnitt nach dem Prinzip "Deponie auf Deponie" berücksichtigt. 

Aus dem KrW-/AbfG  [2] ergab sich für die geplante Errichtung die genehmigungsrechtliche 
Notwendigkeit der Durchführung eines Planfeststellungsverfahrens, da die UVU-Pflicht für 
Deponien der DK I bei einer Gesamtablagerungskapazität von über 25.000 Mg/a gegeben 
ist. Das Planfeststellungsverfahren selbst wurde nach den Vorschriften der §§ 72 - 78 des 
Landesverwaltungsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern durchgeführt.  

Eingeleitet wurde das Verfahren mit dem Scoping-Termin am 22.10.2009. Den Beteiligten 
lag der Vorschlag zum Untersuchungsrahmen für die UVU und eine Vorhabenbeschreibung 
im Vorfeld zum Scoping-Termin vor, so dass auf dieser Grundlage die Diskussion zum Un-
tersuchungsrahmen und die Festlegung über Inhalt und Umfang im Ergebnis des Scoping-
Termins am 16.11.2009 dem Vorhabensträger von der Planfeststellungsbehörde als Unter-
richtung über die voraussichtlich beizubringenden Unterlagen gemäß § 5 UVPG mitgeteilt 
werden konnte. 

Der Planfeststellungsantrag wurde am 09.04.2010 eingereicht und an die Behörde, Vereine 
und Verbände per Kurier zugestellt. Die Einwendungsfrist für das Vorhaben lief vom 
28.04.2010 bis zum 14.06.2010. Die Erörterung selbst fand am 21.07.2010 beim für den 
Ortsteil Drölitz (Gemeinde Diekhof) zuständigen Amt Laage statt. Gegen das Vorhaben wur-
de eine Einwendung erhoben, die sich auf den Umgang bzw. der beabsichtigten Beseitigung 
von asbesthaltigen Abfällen bezog. Der Einwendung wurde seitens des Vorhabensträgers 
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abgeholfen, indem er auf die Einlagerung von asbesthaltigen Abfällen im Annahmekatalog 
verzichtete.  

Im Verfahren hat sich die oberste Abfallwirtschaftsbehörde des Landes Mecklenburg-
Vorpommerns der Begründung zur Prüfung der Notwendigkeit der Maßnahme dahingehend 
geäußert, dass ausgehend vom Antragsdatum mit einem Anfall von ca. 400.000 Mg/a von 
gering belasteten mineralischen Abfällen in Mecklenburg-Vorpommern gerechnet wird, die 
zur Ablagerung auf Deponien der DK 0 bzw. DK I anstehen. Der nachgewiesene Ablage-
rungsbedarf für die Deponie der DK I am Standort Drölitz beträgt ca. 109.000 Mg/a. 

Der Vorhabensträger hat parallel zum Planfeststellungsverfahren nach dem Vorliegen der 
Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange sowie der Durchführung des Erörterungs-
termins als zu erkennen war, dass keine Versagensgründe gegen das Vorhaben stehen, 
einen Antrag auf vorzeitigen Beginn gemäß § 33 des KrW-/AbfG gestellt. Diesem wurde 
durch die zuständige Planfeststellungsbehörde am 30.08.2010 statt gegeben, so dass mit 
vorbereitenden Arbeiten für die Errichtung eines ersten Bauabschnittes der Deponie der DK I 
bereits im September 2010 begonnen werden konnte. Der Planfeststellungsbeschluss erging 
am 10.11.2010. 

Witterungsbedingt konnten die Arbeiten zur Errichtung des 1. Bauabschnittes jedoch nicht 
mehr im Jahr 2010 abgeschlossen werden. Die Wiederaufnahme der Bauarbeiten erfolgte im 
Mai 2011. Die Arbeiten wurden am 01.08.2011 fertig gestellt. Am 06.09.2011 erfolgte die 
abfallrechtliche Abnahme und damit die Voraussetzung für den Beginn der Einlagerung von 
DKI-Abfällen. Der Ablagerungsbedarf konnte sich im zurückliegenden Betriebsjahr 2012 mit 
ca. 100.000 Mg/a bestätigen. Ausgehend von diesem Dargebot beträgt die Gesamtlaufzeit 
der Deponie voraussichtlich 20 Jahre. 

 

Für die notwendige Abdichtungskomponente sowie das Sickerwasserfassungs- und Sicker-
wasserspeichersystem fiel die Materialwahl auf PE-HD. Damit ist die geforderte Langzeitbe-
ständigkeit gewährleistet und sind konstruktiv anspruchsvolle Details, wie die Rohrdurchfüh-
rung vom Ablagerungsbereich zum Sickerwasserpumpwerk ohne Materialwechsel be-
herrschbar. 

Für die Entwässerungsschicht der Basisabdichtung konnte aufgrund des hydraulischen 
Nachweises von der Sollschichtdicke nach Anhang 1, Tabelle 1 der DepV  [3] abgewichen 
und diese auf 30 cm reduziert werden. 
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Abb. 6: Lageplan der OK geologischer Barriere mit Sickerwasserfassung 

Abb. 7: Regelaufbau Basisabdichtungssystem DK I 
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Abb. 8: Einbau der geologischen Barriere im Böschungsbereich und nachlaufende 

Verlegung der Kunststoffdichtungsbahn und des Schutzvlieses 

Abb. 9: Einbau der mineralischen Entwässerungsschicht (Kies 4 /32 mm) mit Langarmbag-

ger; Hintergrund Anlage zur Aufbereitung von Aschen und Schlacken 
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6 Projektbesonderheiten 
 

Als Besonderheit der Deponie der DK 0 und der DK I ist zweifelsohne der Standort in einem 
Tagebau sowie der Zeitpunkt der Planung und Inbetriebnahme zu sehen, der mit der Fort-
schreibung des Deponierechtes durch Novellierung der DepV zusammenfällt. Die Verfügbar-
keit von geeignetem Dichtungsmaterial zur Vervollständigung der geologischen Barriere und 
der damit verbundenen Schaffung definierter geologischer Verhältnisse ist gerade bei einem 
geschlossenen Kies-Sand-Tagebau als Besonderes herauszustellen. Die günstigen Stand-
ortvoraussetzungen widerspiegeln sich auch in den vergleichsweise kurzen Verfahrensdau-
ern des Plangenehmigungs- und des Planfeststellungsverfahrens sowie der geringen Anzahl 
von Einwendungen. Herauszustellen ist hier, die konstruktive Zusammenarbeit zwischen 
Vorhabensträger, Behörde, Behördengutachter und Planer sowie beteiligten Fachgutachtern. 

Als technische Besonderheit der Deponieentwässerung ist aufgrund der Talkessellage die 
Notwendigkeit der Förderung von Sickerwasser auch im Zeitraum der Nachsorgephase zu 
benennen. Zweifelsohne handelt es sich gerade in diesem Punkt, der gemäß DepV  [3] Ziffer 
1.1 Nr. 5 mit der Ableitbarkeit des Sickerwassers im freien Gefälle fixiert ist, um ein kontro-
vers diskutiertes technisches Thema. 

 

Abb. 10: Herstellung der Sickerrigole aus Kies 16/32 mm 
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In der Planung und im Verfahren selbst konnten auf einen Fundus von Grundlagendaten aus 
dem bergrechtlichen Verfahren sowie den dort durchgeführten Planungen hinsichtlich der 
geologischen und hydrogeologischen Erkundung sowie der Eingriffs- und Ausgleichsbilanzie-
rung zurückgegriffen werden. 

 

Die Anordnung einer Anlage zur Zwischenlagerung und Behandlung von Abfällen nach BIm-
SchG auf einem Entsorgungsstandort ist aus synergetischen Gründen sicher häufiger anzu-
treffen. Im Fall der Deponie Drölitz erfolgte jedoch eine nachträgliche Ausgliederung einer 
bereits genehmigten Ablagerungsfläche und die Überführung in das Immissionsschutzrecht. 

 

7 Chronologischer Ablauf Planfeststellungsverfahren 
 

Ablauf der Umweltverträglichkeitsprüfung 

Durchführung des Scoping-Termins zur Festlegung von Inhalt  
und Umfang der voraussichtlich beizubringenden Unterlagen 22.10.2009 

Unterrichtung des Vorhabensträgers über den voraussichtlichen 
Inhalt und Umfang der beizubringenden Unterlagen für die UVP 
gemäß § 5 Satz 1 UVPG 16.11.2009 

 

Einreichung des Antrages auf Planfeststellung  09.04.2010 

Beteiligung der Behörden und Träger Öffentlicher Belange -  
Übergabe der Planunterlagen 16.04.2010 

 

Beteiligung der Öffentlichkeit 

Öffentliche Bekanntmachung 28.04.2010 

Öffentliche Auslegung 28.04. – 28.05.2010 

Ende Einwendungsfrist 16.06.2010 

Erörterung der Stellungnahmen/Einwendungen 21.07.2010 

 

Planfeststellung 10.11.2010 
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8 Steckbrief der Deponie 
 

 

Standort Drölitz, Gemeinde Diekhof, Landkreis Rostock, 
Mecklenburg - Vorpommern 

Betreiber Mecklenburger Aufbereitungs- und Deponiebetriebs-
gesellschaft mbH 

Grundfläche ca. 9,2 ha 

Ablagerungskapazität ca. 1,306 Mio. m³ 

Jahreseinlagerungsmenge ca. 100.000 Mg/a 

Laufzeit ca. 20 Jahre 

 

9 Fazit und Zusammenfassung 
 

Die Entwicklung der Abfallbewirtschaftung hat in Deutschland und somit auch in Mecklen-
burg-Vorpommern dazu geführt, dass Abfälle, die aus den entstandenen Abfallbehandlungs-
kapazitäten resultieren, einer differenzierten Betrachtung über die notwendige Beseitigung 
nicht mehr verwertbarer Abfälle bedürfen. Infolge dieser Entwicklung sind in den letzten Jah-
ren in Mecklenburg-Vorpommern neben einer Deponie der DK 0 zwei Deponien der DK I 
entstanden und es befindet sich eine weitere Deponie der DK I im Planfeststellungsverfah-
ren. 

Diese Tendenz zeigt, dass parallel zur vorhandenen Ablagerungskapazität im Bereich der 
DK II- und DK III-Abfälle ein notwendiger Lückenschluss in technischer Hinsicht stattgefun-
den hat und die Entsorgungssicherheit über mehrere Jahrzehnte gewährleistet ist. 

Eine ähnliche Tendenz lässt sich aus Sicht des Verfassers für das Land Brandenburg erken-
nen, indem man vorhandene Deponiestandorte mit zu sichernden Altdeponien soweit tech-
nisch gemäß DepV ertüchtigt, um sie als Standorte für DK I-Deponien weiterbetreiben zu 
können. 

Die anfallenden Abfallmengen unterstreichen die Notwendigkeit dieser Entwicklung und be-
legen, dass die Deponien trotz und gerade wegen der entwickelten Abfallbewirtschaftung in 
Deutschland kein Auslaufmodell sind. Positiv ist dabei zu werten, dass Tagebaustandorte, 
die in der Abfallbranche nicht nur positive Schlagzeilen erzeugen, geeignet sein können, um 
auf ihnen Deponien nach dem Stand der Technik zu errichten und zu betreiben. Insofern hat 
auch die Verschärfung des Bodenschutzrechtes zu dieser Entwicklung beigetragen. 
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